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n lalirALllA. Sonnabend , den 27 . März 1852.

Bestellungen auf den Beobachter
für das mit dem 1. April beginnende zweite Quartal ersucht die Rcdaction , baldigst erneuern und neue gleichfalls möglichst früh¬
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Deutschland
Oldenburg . — Landtagsbericht.

(23 . Sitzung , März 23 .) Einige Eingänge
werden erledigt . Tagesordnung : Fortsetzung
der Revision des Slaatsgrundgcsetzes.

Der Art . 50 des Staatsgrnndgesctzes ge¬
stattet der Staasrcgiernng , im Falle eines
Aufstandes einige staakSgruudgcsetzliche Rechte
einstweilen ( !) zu hemmen . Der Entwurf
dehnt diese Befugniß mich auf die Presse aus
und der Ausschuß befürwortet diese Ausdeh¬
nung . Hierüber entstand eine kurze Discussiou.
Mvlling  wollte mit dem Staatsgrundge¬
setz auch während des Aufstandes keine Be¬
schränkung der Presse , die eben so sehr beru¬
higen als aufrcizen könne ; jedenfalls aber
biete das dehnbare Wort „einstweilen"
zu wiükührlichcr unbegründeter Ausdehnung
des Ausnahmezustandes die bequemste Ge¬
legenheit . Es werde weit angemessener heißen:
„während der Dauer dcS Ausstandes " , wo¬
durch ein faktischer Zustand bezeichnet werde,
und worin ein faßlicher Begriff enthalten
sei . Nachdem Rüder  dagegen bemerkt , daß
das Eine wie das Andere der Deutung unter¬
liege , wurde der Ansschnßantrag ange¬
nommen.

Ueber den Art . 51 des Staatsgrundgcsetzes:
„Die Auswandcrnngsfrciheit ist von
Staatswegen nicht beschränkt " ,

welche der Entwurf ( Art . 55 ) dahin be¬
schränkt :

„Die Answandcrnngsfrcihcit kann von
Staatswegcn nur in Bezug auf die Wehr¬
pflicht beschränkt werden"

womit der Ansschnßantrag , nur in anderer
Fassung , übercinstimmt , erhob sich cinclängere
Debatte , an welcher sich einerseits Mölling
und Bargmann und andcrerscitsSelckmann II .,
Morell nnd Schlosser betheiligten.

Von jener Seite wurde darauf hingewicsen,
daß das Anöwandcrungsrccht den politischen
und socialen Zuständen Europas gegenüber
von Tage zu Tage wichtiger werde ; daß alle
Freiheit verloren sei, wenn man nicht einmal
mehr durch die Flucht den Ucbcln sich ent¬
ziehen dürfe , welche Einen drückten ; daß man
aus der Staatsgescllschaft , wie aus jeder
ander » jederzeit scheide» dürfe , und daß wer!

sich seiner Rechte daran und der Vortheile
derselben begebe , auch von ihren Lasten ent¬
bunden sein müsse. Der Entwurf lasse zu,
nnbcgränzt daS Auswanderungörecht dem ge¬
borenen Wehrpflichtigen zu nehmen , bis er
seine Wehrpflicht erfüllt , da doch schon der
3 . Landtag in der Losung nnd im Fahnen¬
eide eine Gränze gezogen . Es empöre endlich
das sittliche Gefühl , Denjenigen zurückzu-
haltcn , der vielleicht nur ans Abscheu gegen
einen Stand answandcru wolle , welcher nach¬
gerade nur dazu diene , die Freiheit der Völker
unter den Despotismus zu beugen und gegen
einen Eid , der nach jetziger moderner Fassung
nur zum blinden mechanischen Gehorsam ver¬
pflichte.

Von der andern Seite wurde entgegnet,
daß die geschilderten Zustände sich in unserm
Lande nicht fänden , daß Gesetze aber auf be¬
stehende Zustände , nicht auf Möglichkeiten
gebaut werden müßten , daß ein das Aus¬
wanderungsrecht so weit beschränkendes Ge¬
setz nicht zu erwarten sei und daß es bis zu
dessen Erlassung bei der staatsgrundgcsetz-
lichcn Bestimmung bleibe . Der Antrag des
Ausschusses wird angenommen.

Wir gelangen zu einem Gegenstände von
der höchsten Bedeutung , und welcher daS all¬
gemeinste Interesse in Anspruch nimmt , zu
der Frage : Ob Grund nnd Boden dem freien
Verkehr ohne Beschränkung zu übergeben sei?

Der Entwurf hat den Art . 57 des Staats-
grundgesctzes:

„Jeder Grundcigenthümcr kann seinen
Grundbesitz unter Lebenden nnd von To-
deswegcn ganz oder theilweise veräußern"

gänzlich gestrichen . Der Ausschuß hält ihn
aufrecht , jedoch mit dem Zusätze:

„insoweit nicht die künftige Gesetzgebung
aus Rücksichten des allgemeinen Wohls
und staatswirthschaftlichcn Gründen im
Hcrzogthum und im Fürstenthnm Lübeck
Beschränkungen bestimmen wird . Bis
dahin bleiben die bestehenden Gesetze in
Kraft " .

Klävcmann hielt , entschieden auf dem
Standpunkt der Linken , die Beibehaltung
nnd sofortige Ausführung der freien Ver-
äußerungsbcfugniß ungefährlich und wün-
schenswerth , wollte Indeß keinen Antrag

darauf stellen , durch Unwohlsein verhindert
zu begründen . Indeß mschte Niebourlyn

! den Antrag , wie wir ihn oben ans dem Art.
57 des Staatsgrundgesetzes vorangestellt , zu
dem seinige » , den die Linke sich aneigncte.
Dieser Antrag wurde von Mvlling  ver¬
teidigt . Er bemerkte : Der Entwurf habe
durch Streichung des Art . 57 eine der größ¬
ten Berechtigungen des Jahrhunderts zurück¬
gewiesen und eins der größten Bedürfnisse
der Zeit unbefriedigt gelassen . Der Aus¬
schuß , den obigen Satz anerkennend , hebe ihn
durch den Zusatz wieder auf , da , wenn auch
Beschränkung mit Aufhebung nicht gleichbe¬
deutend sei, doch das dehnbare Wort : „ so
weit"  so weite Beschränkungen gestatte , daß
sie der Aufhebung gleich kommen . Da der
jetzige Zustand bleiben solle bis zum neuen
Gesetze , so sei an diesem überall zu zweifeln,
da zu demselben die Zustimmung der Regie¬
rung gehöre , die durch Streichung des Art.
57 ihre Abneigung gegen die Theilbarkcit zu
erkennen gegeben habe , wogegen wenn die
staatsgrundgcsctzliche Bestimmung beinhalten
werde , das Ministerium sich ohncVerfassungs-
verletzung der Ausführung nicht entziehen
könne . Die Erfahrung lehre nirgend , daß
Länder mit Heilbarem Grundbesitz ohne die
Theilungsbcfngniß glücklicher geblieben sein
würden . Die Freiheit des Einzelnen , über
sich und das Seinigc frei zu verfügen , dürfe
nur durch die nicht vorhandene zwingende
Notwendigkeit des allgemeinen Wohls be¬
schränkt werden nnd natur - nnd erfahrungs¬
mäßig gebe der Boden im freien Verkehr un¬
gleich reichern Ertrag als der geschlossene . —
Der Bodenzwang , dem Mittelalter entsprun¬
gen , durch Lehnswescn , Fideicommisse , Ma¬
jorate » nd Minorate , Frohndcn und Bodcn-
lastcn aller Art bedingt , sei durch das damit
zusammenhängende patriarchalische Verhält¬
nis zwischen Gutsherrn und Untergehörigcn,
für das uncnltivirte , durch Pfaffen - und
Mönchshcrrschaft in Unwissenheit erhaltene
Volk in jener finstern Zeit vielfach Wohlthat
gewesen . Jetzt , da alle jene Bande gelöst
seien , die Abgaben , nicht wie damals , allein
auf Grund und Boden hafteten , sondern auf
der ganzen Bevölkerung , da das Heer indi¬
rekter Abgaben die ärmsten Classen am Met-
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sten ergreife und drücke , dürfe der Staat die
reichste Nahrungsquclle dein freien Verkehr
nicht länger entziehn , den die wachsende Be¬
völkerung gebietend fordere . Frankreich , die
Schweiz , Würtemberg und die Rheinprovinz
befänden sich wohl bei völlig entfesseltem Bo¬
den , und Preußen habe durch das Agricultur-
gesetz von 1811 Grund und Boden ohne allen
Nachthcil dem freien Verkehr übergeben,
während vielleicht kein deutsches Land ein
solches Proletariat habe , wie unser Fürsten-
thum Lübeck mit seinem Bodcnzwange . Dieser
freie Verkehr gleiche erfahrnngsmäßig Un¬
gleichheiten am Sichersten aus und die Ge¬
wohnheit lasse erwarten , daß durch die Ent¬
fesselung des Bodens die Verhältnisse noch
lange nicht , sondern nur allmälig nach dein
Bedürfnisse der Zeit sich umgcstalten würden.

Lübben  bestätigt , daß die in seinem
Marschdistriktc ( Stadtland ) bcstchcndevöllige
Theilbarkcit sich durchaus unschädlich erwiesen
habe.

Gegen die völlige Aufhebung des Bodcn-
zwangcs , beziehungsweise für den Ausschuß¬
antrag sprachen : Morel ! , Rüder , Sclck-
mann II ., Strackcrjan II ., Strodthof , WibclII.
Sie führten aus , man dürfe nicht verkennen,
daß der Ausschuß selbst den Grundsatz aner¬
kenne , daß indes ! die Ausführung einer so
durchgreifenden Umwandlung Vorsicht heische,
daß die Gesetzgebung nur allmählig fort¬
schreiten und die Erhaltung des Bauern¬
standes nicht gefährden dürfe , auf welchem
die Kraft und der Wohlstand unsers Landes
beruhe , daß der Ackerbau ein gewisses Maaß
und einen gewissen Umfang von Land ver¬
lange , das man nicht ohne Weiteres der Zer¬
splitterung Preis geben dürfe.

Sodann wurde auf den Nothstand im
Odenwald ?, Nassau re. hingcwiesen , wo Grund
und Boden völlig thcilbar sei, und von der
künftigen Gesetzgebung erwartet , daß sie nur
als nothwendig erkannte Beschränkungen ge¬
statten werde.

Der Antrag Nicbour 's wurde in nament¬
licher Abstimmung gegen 11 Stimmen ab¬
gelehnt , der Antrag des Ausschusses gegen
8 Stimmen angenommen . Wir haben kaum
irgend einen Beschluß mehr beklagt als den
heute gefaßten . Der Bodenzwang fließt aus
dem gutsherrlichen NexuS . Die Forderungen
des Gutsherrn , Frohnden , Dienste und Lasten,
ließen keine Theilbarkcit zu . Dieses guts-
berrliche Verhältniß ist aufgehoben . Nach
dem Nechtssatze : daß , wo Grund und
Zweck eines Gesetzes aufhört , dieses selbst
anfhören müsse , hätte auch Grund und Boden
dem freien Verkehre übergeben werden
müssen . Der freie Besitzer wird in der
Regel am zweckmäßigsten wägen und wäh¬
len , ob , und in wie weit er veräußern
solle ; das wird den freien Verkehr am besten
lenken und zügeln . Hinter das » allgemeine
Wohl und landwirthschaftliche Interessen"
versteckt sich das Bcvormundungssystem , das
dem unmündigen Volke von oben herab dictirt,
was ihm wohlthnt . Ohne Zweifel wäre der
Antrag der Linken , wenn er angenommen und
ausgeführt wäre , eine reiche Quelle dcS Se¬

gens für unser Land geworden . Der Aus¬
schußantrag will freilich nur beschränken aus
„Rücksichten des allgemeinen Wohls
und staatswirthschaftlichcn Grün¬
den " ; allein wenn die Regierung aus den¬
selben Rücksichten und Gründen wcitergchcndc
Beschränkungen fordert , als der Landtag zu-
gestchen kann oder will ? — Dann bleibt
Alles beim Alten.

2 4 . Sitzung.  März 24.
Tagesordnung : Fortsetzung der Revision

des Staatsgrundgcsctzcs . — Die Revision
^ führte auf Art . 58 des Staatsgrundgesetzes,
! welcher wie Art . 59 unverändert beibehalten
! wird , letzterer nach einer kurzen Debatte , in¬

dem eine Minderheit des Ausschusses ( Sclck-
niann II .) die in dem Art . enthaltenen tran-

! sitvrischen Bestimmungen , welche ihre Bedeu¬
tung verloren , gestrichen haben wollte . Nach¬
dem die Abg . Wibel I . und Pancratz die Be¬
denken der Streichung hcrvorgehobcn , thcilö
wie sic im Berichte enthalten , theils weil sic
ein Princip der Billigkeit gegen den Ver¬
pflichteten aussprächcn , wurde der Antrag der
Minderheit gegen 1 Stimme ( SelckmannII .)
abgelchnt.

Art . 60 veranlaßte eine unerwartete Dc-
; batte , indem der Abg . Noell beantragte , für
! Birkcnfeld sollte das bis 48 gültig gewesene
: Jagdgesetz wiederhergestellt werden . Er schil-
j derte dabei die durch die Aufhebung angeblich
' entstandene Verwirrung mit grellen Farben,
! wie der Handwerker früher bei seiner Arbeit
j geblieben wäre , jetzt aber mit der Flinte herum-

strcife , wie Leute , die sonst zur Kirche gegan¬
gen wären , jetzt während der Kirche mit Hun¬
den über die Felder zögen , wie jetzt selbst das
Eigcnthum nicht mehr sicher wäre u . dgl . m.
Der Abg . v . Wedderkop , welcher mit Rüder,
Strackcrjan II . und Wibel II . den Antrag un¬
terstützten , fragte die Gegner des Antrags , ob
sie denn den letzten Hasen vertilgen wollten
und der Abg . Wibel II . berief sich darauf,
daß er schon 1848 diese Ansicht freilich mit
wenig Beifall vertheidigt hätte , hoffte aber,
daß die Einsicht des jetzigen Landtags sich der
scinigen mehr genähert hätte . Gegen diese
Ansichten sprachen Niebour I . und Wibel I.
Schließlich wurde nach sehr langer Debatte
der Noellsche Antrag in namentlicher Abstim¬
mung mit 21 gegen 20 Stimmen verworfen.

(Schluß folgt .)
Oldenburg , 26. März. Vorgestern

fand die zweite ' Bürgcrversammlung in An¬
gelegenheit des Zollanschlusses im Neuen
Hanse statt . Sie war noch zahlreicher besucht
als die erste , und erhielt die von einem früher
gewählten Ausschuß entworfene Petition an
den Landtag , derselbe wolle den Zollanschluß
an Preußen gänzlich ablehnen , sofort einige
hundert Unterschriften.

Eine andere von einem Privaten entwor¬
fene Petition , die sich von der des Ausschusses
darin unterscheidet , daß sie für die Stadt Ol¬
denburg und Umgegend ist , während die des
Ausschusses nur für die Stadt ist, erklärt in
wenigen Worten , daß der Anschluß unserm
Lande zum großen Nachtheile gereichen würde
und schließt:

„Hoher Landtag wolle den Beitritt Ol¬
denburgs zu dem preußisch - hannoverschen
Zollvertrage vom 7 . Septbr . 1851 seine
Zustimmung nicht crtheilen ."

Diese letztere Petition zählt bereits über 600
Unterschriften ans der Stadt und Umgegend.

Bremen , 22. März. Das Gutachten
der theologischen Facultät von Heidelberg
in der Dulonschcn Angelegenheit ist in
Druck erschienen und in allen Buchhand-
lungcn zu haben . — Die Bürger Bremens
fahren fort , sich eifrigst für Dulon zu ver¬
wenden ; Petitionen zu seinen Gunsten sind
mit ca . 6000 Unterschriften bedeckt , für den
hohen Senat natürlich nichts als neue Belege,
wie gefährlich tief Dulon im Volke wurzelt.

Berlin , 23. März. Die zweite Kammer
hat heute die Bewilligungen für den Mili¬
täretat  erledigt . Unter denselben figuri-
rcn 523,000 Rthlr . für die Marine.  Der
Kricgöministcr erklärte : Die Regierung läßt
diesen Gegenstand durchaus nicht aus den
Augen ; namentlich geht ihr Bestreben dahin,
eine Kriegsmarine zu bilden , die uns wenig¬
stens gegen die Plackereien kleiner Seemächte
zu schützen im Stande ist.

— 24 . März . Die zweite  Kammer hat
heute , wie die erste mit 149 gegen 118
Stimmen sich zu Gunsten der Fortdauer
der Fideikommisse  entschieden.

Dänemark.
Kopenhagen , 21. März. Gesterntst

die Session des Reichstages  durch kö¬
nigliche Verordnung geschlossen  worden.
— Ein königliches Patent verfügt , daß vom
1. April an der Belagerungszustand in
Schleswig  aufgehoben werden soll.

Frankreich
Paris , 21. März. Louis Napoleon macht

bereits Vorstudien zu Kaiscrrcden . Heute'
hielt er eine kleine Revue im Hofe der
Tuilericn ab , um einige Exemplare seiner
ncugestifteten Ehrcnmcdaiüe ( mit der jähr¬
liche Rente von 100 Franks auS dem orleani-
stischcn Diebstahl ) zu vcrtheilen . Er hielt
dabei eine Anrede an die Soldaten , worin er
ihnen den Zweck seiner Ordcnsstiftung aus¬
einander setzte : er bedanre , so wenig Mittel
zu haben , die großen Verdienste der Armee
nach Gebühr zu lohnen ; der Orden der
Ehrenlegion müsse auf eine kleine Zahl be¬
schränkt bleiben , um seinen Glanz zu
bewahren . Schließlich bat der Retter seine
Retter , die Medaille hinzunchmen „ als einen
Beweis meiner Sorge für Eure Interessen,
meiner Liebe für die große militärische
Familie , deren Haupt zu sein ich stolz bin,
weil Ihr ihre ruhmreichen Kinder seid " . —
Hierauf lebhafte Bravo 's , — „ es lebcNapo.
leon " u . s. w.

Paris , 22.März. Das Kaiserreichrückt
immer näher heran . Bei der Armee wird eS
Herr Hautpoul ausrufen lassen , im Lorps
legislativ wird Herr Segur dÄguesseau ein
hirnverbrannter Kopf aus den Pyrenäen , die
Rolle übernehmen . Herrn Persigny wird das
Kaiserreich doppelt wohl thun , da er längst
geäußert : ich werde nicht früher Ruhe haben,
als bis das Wort „ Republik " verschwunden ist.

Zur Erinnerung an den Ursprung der Deutschen
Nordsee -Flotille.

Ein mir zufällig beim Nachschlagcn des Jahrgangs 1848
der „ Oldenburgischcn Anzeigen " in die Augen fallendes Akten¬
stück verdient in diesen Tagen Deutscher Schmach und reaktio¬

nären Jammers den verblendet in 's Verderben rennenden Völker¬
schaften des nordwestlichen Deutschlands in 's Gcdächtniß zurück-
gerufcn zu werden . Es ist der im priviligirtcn Großherzoglichcn
Anzcigelüatte zwischen den Bekanntmachungen auswärtiger Be¬
hörden und den Privat - Anzeigen , wahrscheinlich officiell und
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uncntgcldlich, abgcdruckte Aufruf des damals unser Vaterland
fast unumschränkt, ohne allen Auftrag, aus eigener Machtvoll¬
kommenheit, im Drange der Ereignisse etwa 8 Tage flang be¬
herrschenden Fünfziger- Ausschusses in Betreff der Herstellung
einer Deutschen Kriegsflotte. Er lautet wörtlich so:

An das deutsche  Volk.
Brüder ! Deutsche Kriegsflottenwiegten einst ihre Masten

auf allen Meeren, schrieben fremden Königen Gesetze vor, ver¬
fügten selbst über die Kronen der Feinde deutscher Macht und
Herrlichkeit.

Jetzt sind wir wehrlos auf der weltvcrbindenden See, jetzt
sind wir wehrlos selbst auf unsern heimatlichen Strömen!

Ihr wißt cs, was mit gerechtem, heiligen Zorn jedes deutsche
Herz entflammt.

Das kleine Dänemark verhöhnt das große, im Lichte seiner
Freiheit, im Bewußtsein seiner hohen Wcltsendung doppelt mäch¬
tige Deutschland!

Ein Paar Kriegsfahrzeugc, eine Handvoll Scesoldaten dürfen
es wagen, deutsche Ströme zu sperren, unsere blühende Han¬
delsmarine dem schwähltchcu bereits gewagten Sccranb preis¬
zugeben!

Unsere Nationalchrc ist angetastet, der deutsche jGewerb-
fleiß bedroht!

Kann, darf ein großeck, edles Volk Solches  ertragen?
In den Nord- und Ostsccstaaten antworten unsere wackern

Brüder bereits mit der That  ein mannhaftes Nein!
Sic ringen, Deutschland seetüchtig zu machen. Heiliger

Eifer begeistert die Wackern. Sic scheuen kein Opfer, der Schmach
ein Ende zu machen.

Brüder ! Ganz Deutschland, das ganze Deutschlandmuß
im gleichen Geiste wirken

GemeinsamesHandeln thut noth, nur die gemeinsame
Kraft kann helfen für die Gegenwart, kann helfen für die
Zukunft.

Es gilt, eine deutsche Kriegsmarine zu gründen. Der
Fünfziger-Ausschuß wendet sich an das deutsche Volk, damit es
unvcrwcilt das große Werk fördern helfe.

SachverständigeauS allen deutschen Küstenstaaten werden
am 31. Mai in Hamburg darüber tagen.

Deutsches Volk, unterstütze sie mit der That.
Wann hat Deutschlandsein Gut gespart, so es die Ehre,

die Unabhängigkeit des Vaterlandes galt?
Auch der Heller des Unvermögenden wird dankbar ange¬

nommen werden. Reich und Arm muß gleichmäßig die Freude
werden, zu Deutschlands Erhebung mitzuwirken!

Wenn das deutsche Volk will,  werden bald schwarz-roth-
goldne Flaggen auf deutschen Kriegsschiffen wehen, werden
bald unsere Feinde uns achten zur See , wie auf dem festen
Lande.

Voran, wackeres deutsches Volk, allüberall Deine Ehre zu
wahren, allüberall für die Entfaltung Deiner Machtherrlichkcit
zu sorgen!

Frankfurt  a . M., den 11. Mat 1848.
Der Fünfziger - Ausschuß.

Soiron.
Simon,  Schriftführer . *)

Eines Kommentars dazu wird man mich gern überhebcn.
Die Thaten der Negierungen seit jenem 11. Mai 1848 sind
Kommentars genug. — Unser Mahnruf : „Bessert Euch und
„wahrt die Ehre der Nation !" würde doch, wie so oft seitdem
geschah, »»gehört verhallen.

Oldenburg,  1852 März 20. W. F. K.

Herr Redaktor!
Oldenburg , 1852 März 24.

Schon bei meinem letzten Schreiben aus Neuenburg hatte ich
vor, mich ein wenig mit Ihrem Setzer zu unterhalten.

Die Aufnahme dieses Artikels wurde von dem muthigcn Vorkämpfer
durch Dick und Dünn für jedes Ministerium, dem Volksfrcundc, deshalb zurück-
gcwiescn, weil er nach Anstch. des vom Verleger und, weis, Gott von wem sonst
noch, abhängigen Redakteur für nicht zeitgemäß erklärt wurde. — Das sind mir
noble Gesellen, die Leute dieses Gelichters. Als ich die Ehre oder Unchre hatte,
diese Zeitschrift z» redigircn, konnte Dergleichen nicht Vorkommen.

Der Herr ist mir nämlich zu gelehrt*) ; er kennt die Regeln
der französischen, griechischen, englischen Rechtschreibekunst offenbar
aus dem Grunde, weiß, daß„Redaktor" ein französisches, „Bicfstäck"
ein englisches nnd „Ortografis" ein griechisches Wort ist, und giebt
sich nun die Mühe, das eine auf Französisch, das zweite auf Englisch,
das dritte auf Griechisch zu schreiben**) . Meinethalben, das mag
der gelehrte Herr gerne thuu, wenn er selbst Etwas schreibt, allein
da ein Jeder Gott auf seine Weise lobt, so könnte der gelehrte Herr
mir, da ich kein großer Freund der Gelehrsamkeit bin, auch wohl
das Recht gönnen, auf meine Manier, d. h. nicht auf französisch
u. s. w. sondern schlank weg auf Deutsch zu schreiben.

Bitten Sie also den gelehrten Herrn Setzer, meinen„Redaktör",
„Schossee" und andre Dinge nur so stehen zu lassen, wenn er es
nämlich über sein gelehrtes Gewissen bringen kann.

! Im Ernst, ich begreife gar nicht, wie wir Deutschen dazu
! kommen, uns mit den Regeln der Ortografic aller möglichen Völker
! abzuquäleu***) . Ich halte nur das Eine für richtig:

entweder man gebrauche die Fremdwörter für gewöhnlich nicht,
sondern nehme deutsche dafür,

oder aber, wenn die Fremdwörter passend und gut sind, so erthcile
man ihnen das deutsche Bürgerrecht,,ziehe ihnen dann aber auch den
deutjchen Rock an, und brandmarke sic nicht für ewig als fremdeWaarc.

Interessant wird Ihnen auch sein, daß die großherzogliche
Kammer wegen meines neulichen Artikels aus Ncuenburg, in wel¬
chem ich über einen Kammerkontrakt, der bei Zweifel in jedem Falle

> gegen den Mitkontrahenteuausgelegt werden sollte, berichtete—
gegen mich wegen angeblicher Beleidigung geklagt hat. Ich begriff
anfangs durchaus nicht, wie die Kammer zu einer solchen Klage
kommen konnte, habe aber jetzt von dem Besitzer des gedachten Kon-

! trakts erfahren, daß dir Kammer doch nicht Unrecht hat, wenn sie
jenen Kontrakt von sich abweist. Es hat nämlich nicht die großh.
Kammer, sondern die großh. Regierung jenen Kontrakt abgeschlossen,
was mir entfallen war, da die Regierung in der Regel mit der
Ansgebung von Torfmooren Nichts zu thun hat.

Interessant ist nun die Frage, ob ich die großh. Kammer da¬
durch beleidigen konnte, daß ich von ihr erzählte, sie habe einen
Kontrakt abgeschlossen, den die großh. Regierung wirklich abge¬
schlossen hat?

Was der Richter dazu sagt, werde ich Ihnen demnächst
mittheilen. —b—

Theater.
Nach einer Reihe von Wiederholungenbekannter Stücke

wurde am Sonntag, den 21. d. M ., zum Erstcnmalc: „Mag¬
netische Kuren ", Lustspiel in 4 Acten von Hackländcr, auf¬
geführt. Das Stück ist in auswärtigen Blättern gerühmt, es
ist davon gesagt, daß es bei weitem besser sei als „der geheime
Agent", welches Stück bekanntlich von demselben Verfasser ist.
Was uns betrifft, so müssen wir cs, hinsichtlich des Dialogs,
der sehr fade  und der Characterzcichuung, die unwahr und nur
dürftig ist, noch unter den geheimen Agenten stellen. Die außer¬
ordentlich komische Wirkung, die cs hier hatte, liegt in den Si¬
tuationen, die aber mehr künstlich als mit Kunst herbei geführt
werden. Das Sujet und die handelnden Personen sollen viel¬
leicht modern sein, sind es aber nickt, sondern gleichen mehr der
Zeit, in welcher Kotzebuc seine Stücke schrieb. Man findet die
KotzcbuescheManier, nur nicht den Kotzebueschen Geist. — Daß
wir in unserer Zeit Grafen haben, die mit Dummheit reichlich
gesegnet sind, wird Niemand leugnen können; aber eine Bor-
nirthcit, wie sie hier der Graf Schönmark an den Tag legt,
grenzt an Blödsinn, der eher dem Mitleide als der Lächerlichkeit
anheimgcgeben werden muß. Die übrigen Charactcre sind eben¬
falls erfunden und nicht aus dem Leben genommen. Was die
Sprache betrifft, so klingt sie im Munde derjenigen Personen die
sic führen, höchst trivial und hält keinen Vergleich aus mit der
im geheimen Agenten. Trotz alle dem hat das Stück hier

Vielen Dank für riese Schmeichelei. Der Seher.
Mit Ncdaktör'n, Bicfstäcks, Ortografic und fremden Worte»
Sich fast täglich ärgern muß der Scher an allen Orten.
Versteht er nun weder Deutsch noch Latein,
DaS Ucbcl für ihn noch schlimmerwird sein.
Drum haben Sie ferner ein wenig Geduld,
Der Seher ist oft an den Fehlern nicht Schuld.
Vsry troe!W. F. K.

Ders.
Ders.
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ziemlich gefallen, wovon aber, wie gesagt, nur die sehr komischenj
Situationen , deren das Stück manche hat , die Ursache ist. — i
Es wurde übrigens von den Herren Schneider ( Graf
Schönmark) , Baumeister ( Eugen) , Häser (Kerd. v. Rohden)
und auchSchlögell (Kammerdiener) sowie von Frau Bluhm
(Gräfin ) und Fräulein Ra ml er (Baronin) ausgezeichnet ge¬
spielt. Bei solcher Aufführung läßt sich das Stück wohl ein¬
mal mit Vergnügen sehen. — j

Der barbarische Kunstsinn unsers Bühnenvorstandeshat die !
Jmmermannschen„Bojaren " und „Das Gericht zu St . i
Petersburg " am Dienstag, den 23. und am Donnerstag, den !
25., wieder ans der Bühne erscheinen lassen. Wer noch nicht !
recht wissen sollte, ob dieser Bühnenvorstand Fähigkeit besitzt, ein !
Knilstiiistitutzu leiten oder nicht, der darf nur einen Rückblick
auf das diesjährige Repertoir machen und er wird alsobald dar¬
über im Klaren sein. Der Beobachter.

Der letzte Hase.
In BirkenfeldöGebirgen
Da saß der alte Has',
Der mit verweinten Augen
Stenograph'sche Berichte las;
Es waren Weib und Kinder
Und seine Freunde all
Von Proletarier -Händen
Schon längst gebracht zu Fall;
Er hoffte wie so Mancher
Die alte Zeit zurück,
Es lag im Revidiren
Sein einzig mögliches Glück.
So saß er und studirte,
Die Brille auf der Naf,
Als er mit klopfendem Herzen
Den Noell ' schen Antrag las,
Und auch die Noell ' sche Rede,
Und Wedderkop 's zugleich,
Da rief er : „Hasen! Hasen!
»Ihr seid an Freunden reich;

„Das ist noch wahre Liebe
„Und religiöser Sinn,
„Von solchen Männern geschossen
„Ist Sterben nur Gewinn!
„Auch Wibcl  II . ist wacker,
„Wie er's Achtundvicrzig war,
„Ich bict' ihm ans der Ferne
„Die treue Pfote dar.
„Wenn dieser  Antrag durchgeht,
„Dann sehe ich mich schon
„Berühmt in späten Zeiten
„Als Aasen - Den ca lion !"
Doch als er kam zu Ende,
Wo die Abstimmung erwähnt:
„Mit einundzwanzig Stimmen
Gegen zwanzig abgelchnt — "
Da sank er mit dem Berichte
Zur Erd' in Todesnoth;
So meldet die Geschichte
Des letzten Hasen  Tod.

7.

Bitte.
Die lvbl. Postdircction wird hiermit freundlichst- dringend

ersucht, die Anbringung eines Briefkastens für unfrankirte Briefe
am hiesigen Postgebäudebald möglichst zu bewerkstelligen.

Elsfleth,  den 23. März 1852
Mehrere Correspondentcn.

Redakteur: Wilhelm Calbcrla.

Kirchliches.
Gottesdienst.

Sonnabend , Beichthandlung(11 Uhr) Herr Pastor Grevcrus.
Sonntag , Frühkirche(8>/r Uhr) , Pastor Gröning.

Hauptkirchc(10 Uhr) „ Hofpr. Wallroth.
Dibclstundc(3 Uhr) „ Pastor Grevcrus.

Die PfarramtSgcschäfte hat vom 28. März bis 3. April Herr Pastor
GreveruS. —.Die Kirchenbücher führt bis Ende März Herr KirchenrathClaupe»,
vom 1. April an Herr Pastor Gröning.

Anzeigen.
Bestellungen aus die Hannoversche Presse

für das mit dem 1. April beginnende Quartal wolle man bei den Postämtern baldigst erneuern, neue ebenso zeitig auf¬
geben. Die „Hannoversche Presse"  wird auch ferner täglich in einem Foliobogen erscheinen und nach wie vor den
hannoverschen Angelegenheitendie eifrigste Beachtung widmen, namentlich die Landtag öberichte  rasch und vollständig
liefern und die Schwurgerichtsverhandlungen  aus allen Provinzen in umfassenden Übersichten darstellen. Wichtigere
Nachrichten erhalten wir auf telegraphischem  Wege und theilen solche nöthigcnfalls durch Extrablätter  mit . Preis
für das Vierteljahri Thlr. errl. Postaufschlag. Inserate — 1 Ggr. für die Petitzcile— finden die größtmögliche
Verbreitung, da die Presse in vielen Theilen des Königreichsdas bei weitem gelesenste Blatt ist.

und
Hiriits-

Dampfschifffahrts-Gesellschaft.
Die Schiffe der Gesellschaft fahren bis

weiter täglich:
Von Oldenburg nach Bremen und Bremer¬

haven5 /̂,. Uhr Morgens, vom Montag
den 29. März an 5*/z Uhr Morgens.

Von Bremen nach Oldenburg 1 Uhr Nach¬
mittags.

Von Bremerhaven nach Oldenburg 12Vr Uhr
Mittags.

Von Bremen nach Bremerhaven6 Uhr Mor¬
gens und 1 Uhr Nachmittags.

Von Bremerhaven nach Bremen 5*/z Uhr
Morgens und 12̂ /z Uhr Mittags.

C . Körniger.

Didrnburg . Ein ober zwei Knaben, oder
Mädchen, die hiesige Schulen besuchen, können zu
Estern bei Mer anständigen Familie billig Lost
und pflege finden. Näheres in der Expedition
dieses Glattes.

Oldenburg.  An einer frequenten Straße
ist eine sehr gut meublirte Stube nebst
Schlafkammer zu vermichen. Wo? erfährt
man Haarcnstraße 44.

Wechsel-
A

und Effecte » - Course.
reinen , 25. März.

>S5.März . 23.März.
Hamburg.

Amsterdam.

London .

Bremer Statspap.

DiSconto d. Discontocane
Preujj. Courant . . . .

. I. S.
2 Monat.
. k. S.
2 Monat
. k. S.
2 Monat

4'/- "/«3V-

137-/-
136-/.

136
129-/-
624
620

11»V." 3 '/.110V»

Oldenburgerund
Bremer

Marktpreise.

Rocken, Sand - .
Hafer, Futter - ^ .
Gerste, Niedcrland.
Weizen.
Malz , abgetr.
Mehl, Amerik. Weizen- , IVO Pfund

» Bremer „
Buchweizen.
Kartoffeln.
Bohnen, große u. mittel dieLastRthlr.

„ kleine.
„ ( Garten ) . . die Kanne

Erbsen, gelbe.
„ „ . . . . die Kanne

Butter . das Pfund
Schinken . . „
Schinken . 100 Pfund
Speck . . . . . . . das Pfund
Eier . das Dutzend

Oldenbrg.
pr. Scheff.

8 N
Gr . Eour.

68 70
28
52

72- 78

19
46

48- 54
60
8

Bremen.
Bedungen
pr. Last.

SIthlr.Gold.

fl 17' /- 120
44 46
86 83

137'/- 142'/
82-/, 95

4'/- v/.
4 »V.

35 90

^ NV- S2V

^00 io :>

33 '/-!! IS „r

12 'ttV-
— —

Druck von Heinrich  Klcsscr in Oldenburg.



Ein Volksblatt.
Erscheint wöchentlichdrei Mal — Dienstag «, Donnerstags und Sonnabends — in Bogen groß Quart-Format. Der  VorauSbczahlungSpretS
beträgt für das Quartal 48 Grote. — Auswärtige Bestellungenübernehmen alle Postcrpeditionen; hiesige die Redaction und die Bnchdruckerei vonH. Kleffer, Haarenstraße44.

Anzeigen werden die Zeile oder deren Raum mit 1 Grotcn bezahlt.

IX. Dienstag, den 30. März 1852. 36.
Bestellungen auf den Beobachter

für das mit dem1. April beginnende zweite Quartal ersucht die Redaction, baldigst erneuern und neue gleichfalls möglichst früh¬
zeitig umchen zu wollen. Auswärtige Bestellungen nehmen alle Post-Anstalten des Landes, sowie auch die Haupt-
Postamts -Zeitungs - Erpedition in Oldenburg in unfrankirten Briefen entgegen; hiesige Bestellungen w'erden
bei der Redaction des Beobachters oder auch in der Buchdruckern vonH. Kleffer , Haarenstraße Nr. 44, gemacht. Der
Vorausbezahlungspreisbeträgt für das Vierteljahr 48 Grote.

Deutschland.
Oldenburg . — Landtags  bericht.

24 . Sitzung . März 24 . (Schluß.) Der Art.
61 des StaatsgrundgcsetzeSveranlaßt eine leb¬
hafte mit Heftigkeit geführte und von persön¬
lichen Beziehungen nicht freie Debatte. Er
hebt bekanntlich die Freiheiten und Begünsti¬
gungen im Beitrage zu den Staats - und Gc-
meindclastcn auf , setzt die Freien nach dem
Fuße der additioncllenKontribution den Pflich¬
tigen gleich und enthält in Beziehung auf die
Entschädigung die Bestimmung:

„Nur ausnahmsweise und nur für solche,
für welche dem Staate , beziehungsweise
der Gemeinde erweislich etwas gezahlt ist
oder noch etwas gezahlt oder geleistet wird,
soll nach einem zu erlassenden Gesetze Ent¬
schädigung geleistetwerden."

Diese Regelung ist durch das Entschädigungs-
gcsetz vom 8. April 1851 geschchu.

Eine Minderheit des Rcvisionsausschnsses
(Klaevemann, Rüder) beantragt, daß der vor¬
stehende Satz gänzlich gestrichen werde, die
Mehrheit dagegen jede Acnderung, selbst in
Fassung und Redaction verwerfend, verlangt
die unveränderte Beibehaltung der Bestimmung
des Staatsgrundgesetzcs. Für den Minderhcits-
antrag sprachen nur die beiden Ausjchußmit-
gliedcr Rüder und Klaevemann,  da der
Äbg. Lübbcn nur einzelne, aus ungleicher Land-
mafic hervorgchendenUngerechtigkeitenhcrvor-
hcbt. Für den Mchrhcitsantrag, also für un¬
veränderte Beibehaltung der staatßgrundgesctz-
lichcn Bestimmung: Wibel I., Pancratz,
v. Finckh , Bar gm an n, Wibel  II., Morell
und Berichterstatter Schleifer.

Die Vcrtheidigcr des Minderheitserachtens
hoben hervor, daß jene Bestimmungdurch keine
zwingende Nothwcndigkeit, weder von außen
(Rcichsgcsctz) noch im Innern hervorgcrufen,
im Sturme des Jahres 1848 vom constitui-
rcndcn Landtage ohne genügende Uebcrlcgung
beschlossen sei; daß dem Beschlüssenicht die
Gerechtigkeit, sondern eine Verstimmung gegen
die Freiheit von Steuern zum Grunde liege;
die Gerechtigkeitfordere, daß der Gesetzgebung
die Möglichkeitgelassenwerde, das begangene
Unrecht wieder gut zu machen, den empfind¬
lichen Verlust einiger Wenigen auszugleichcn

und ein zumal dunkles und schwerzu ver¬
stehendes Gesetz (vom 8. April 1851 ) außer
Wirksamkeit zu setzen, das überall noch nicht
in Anwendung gekommen sei. In ruhigcrn
Zeiten müsse man zu der ausglcichendenGe¬
rechtigkeitzurückkehren.

Die Vcrtheidigcr des Antrages der Mehr¬
heit des Ausschussesgedachten zunächst der Be¬
unruhigung , welche die Streichung des be¬
treffenden Satzes Hervorrufenwerde, da auch
bereits mehrfache' Petitionen für dessen Beibe¬
haltung vorbereitet seien; sie verwahrten sodann
den vereinbarenden Landtag gegen den Vor¬
wurf der Uebereilung, der mit sorgfältiger
Ueberlegnngeinen Grundsatz festgestellt, welcher
nur der Grundidee der Zeit und nnscrs Staats-
grundgcsctzeßentspreche, der Steuergleichhcit;
daß mit Streichung der Bestimmung der Un¬
gerechtigkeit, die Abgabenfrcihcitund Ungleich¬
heit wieder einzuführen, Thor und Thür ge¬
öffnet werde; daß selbst nach dem strengen
Rechte Vorrechte ohne alle Entschädigung auf¬
gehoben werden könnten und daß man unmög¬
lich den Grundsatz streichen könne, ohne einen
andern an seine Stelle zu setzen. Warum die
Minderheit einen solchen nicht vorgcschlagcn!
— Die volle Entschädigung, wie sic begehrt
werde, führe unter dieser Form die Stcuer-
nnglcichheit wieder ein, wogegen das Gesetz
vom 8. April 1851 das Eigenthnm und wohl¬
erworbene Rechte achte, durch den Grundsatz
der Entschädigung, welcher in möglichster Milde
gegen die Berechtigten gleichwohlunter dieser
Firma nicht die Stcnerun 'glcichheit wieder cin-
führcn wolle. Viele Andere durch ähnliche
Bestimmungen gleich hart, oder vielmehr weit
härter Getroffene würden durch die Streichung
der Bestimmung zu gleichen Einsprüchen be¬
rechtigt. Was der Geschichte angehörc, dürfe
nicht wieder znm verderblichenLeben geweckt
werden.

Hierauf wurde der Antrag der Minderheit
in namentlicher Abstimmung gegen nur 5 St.
(Jnhülsen, Klaevemann, Lauw, Lübbcn, Rüder)
abgelchnt.

Wir freuen uns dieser Entscheidung, und
daß die Mehrheit sich diesmal durch ihren Führer
nicht hat blenden und irren lassen. Die An¬
nahme des Antrages der Minderheit hätte die
Grundbestimmungenunserer Verfassungin Frage

gestellt. Die Selbstsucht, welchedem Wohle
des Ganzen kein Opfer bringt, würde die will¬
kommene Gelegenheit benutzt haben, sich von
allen Seiten mit ihren bereits begrabenenAn¬
sprüchenwieder herzuzudrängcn. Die Entschei¬
dung trägt dazu bei, den Grundgedanken unsers
Staatsgrundgesetzcs: „Vor dem Gesetze
sind alle gleich"  zur Wahrheit zu machen.
Der Abg. Rüder,  Hauptvcrtheidigcr des An¬
trags, nahm dabei einen Parteistandpunct ein,
welchen er in der Debatte ehrlich genug war
einzugcstehn. Er ist nach mehrfachen öffent¬
lichen AnzeigenRechtsanwalt des s. g. Hofrath
Ehrcntraut , eines unserer reichstenGeld- und
Gutsbesitzerim Lande, der alle Hebel in Be¬
wegung zu setzen droht, den adclich Freien ihr
altes Vorrecht, Abgabenfrcihcit und Steucr-
unglcichheitwieder zu erobern. Rüdcrs Aus¬
führung war einseitig und schief, sic trug sicht¬
bar das Gepräge der Vertheidignng seines
Clienten, nicht der Unabhängigkeit des Volks¬
vertreters. Er schien das zu fühlen und dem
Gefühle Worte zu leihn in der Bitterkeit, mit
welcher er Wibel I. antwortete, welcher ihm
diesen Parteistandpunkt offen cntgcgcnhiclt.
Rüder  gab sich noch eine zweite Blöße, dein
vereinbarenden Landtage Uebereilung vorwcr-
send und von der ruhigen Zeit Besseres hoffend.
Wir wissen Alle, worin diese Hoffnung besteht:
daß die herrlichen Schöpfungen jener
freien , frischen und lebenskräfti¬
gen Zeit unter dem Lcichcntnchc der
alten Zeit und ihrer abgelebten Aus¬
nahmezustände wieder begraben wer¬
den sollen.

2 5i Sitzung.  März 26.

Unter den Eingängen verdient eine Beschwerde
des Schreibers Harms in Jever über das Land¬
gericht daselbst, betr. dessen Verfahren in einer
Vormundschaftssache, erwähnt zu werden, die
der Präsident als verworren und unverständ¬
lich bezeichnetund die auf seinen Antrag zu
den Acten gelegt wird. — Der Abg. Wcrry
in Birkenfeld, gewählt in Oberstein, bat sein
Mandat niedergelegt. — Der Präsident läßt
die in der porigen Sitzung übersehene Abstim¬
mung über den 2. Satz des Art. 57 des
Staatsgrundgesetzes:
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